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ine wachsende Zahl von Män-

nern, Frauen und Kindern fristet

ihr Dasein in unwürdigen Verhält-
nissen. Viele sind in Notunterkünften und

Obdachlosenheimen untergebracht. Die
Zahl der SozialhilfeempfängerInnen hat
sich seit Beginn der achtziger Jahre auf
4,6 Millionen verdoppelt. Die Schere zwi-
schen Arm undReichklafft auseinander

— nicht nur global, sondern auch inner-

halb der Bundesrepublik.
Dabei wird das Thema Armutin der

BRD allzu gerne ausgespart — für sämtli-
che Bereiche der Gesellschaft läßt die

Bundesregierung in regelmäßigen Ab-
ständen Berichte erstellen: Gesundheits-,
Jugend-, Familien-, Bildungs- und nicht
zuletzt Wirtschaftsberichte kennen wir

zur Genüge. Einen Armutsbericht gibt es
jedoch nicht. Das für diesen Bereichei-
gentlich zuständige Bundesministerium
für Arbeit und Sozialordnung veröffent-

licht lediglich einen Sozialbericht, der

diesen Namennicht verdient!. Über 300
Seiten hinweg werdenausschließlich Ta-

bellen und Zahlen,sortiert nach Einnah-

men undAusgaben, dokumentiert, es fällt

kein einziges Wort über die konkrete Le-
benssituation verschiedener Bevölke-
rungsgruppen. Ein Grund mehr, der Si-
tuation zunächst nachzugehen.

Versucht man Armutstatistisch zu er-
fassen, so ist dafür eine quantifizierende
Armutsdefinition vonnöten. Nach der
gängigen Definition ist demnach arm,wer
über weniger als 50 % des durchschnitt-
lichen bedarfsgerechten Haushaltsein-
kommens verfügt. Dabei wird zwar be-
rücksichtigt, daß eine fünfköpfige Fami-
lie einen anderen Einkommensbedarf hat
als ein Single, jedochfallen bei dieserDe-
finition wesentliche Komponenten der
Armutunter den Tisch. Materielle Unter-
versorgung allein macht noch nicht das
Stigma derArmut aus,vielmehr bringt die
soziale Reaktion, die aufden Zustand der
Armut hineintritt, eine wachsende Zahl
von BürgerInnen in eine prekäre Lage.

Ein signifikantes Beispiel für diese Aus-
grenzung ist die Art und Weise, wie Ban-

ken und Sparkassen mit Sozialhilfeemp-
fängerInnen umgehen (siehe Artikel in
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diesem Heft). Schon bei geringfügiger
Überziehung werden Kontenradikal auf-
gelöst?. Wirtschaftliche Motive können
dabei kaum ausschlaggebendsein, da es
sich bei den Beträgen, um die arme Be-

völkerungsgruppenihr Konto überziehen
können, aus Sicht der Bankenlediglich
um „peanuts‘“ handeln muß. Daseigent-

liche Motiv der Bankenist das Bemühen
um „Schalterhygiene“. Leute mit finan-
ziellen Schwierigkeiten belästigen wo-
‘möglich die guten KundInnen und schä-
digen so das Geschäftsklima. Abgeschnit-
ten vom bargeldlosen Zahlungsverkehr
veringern sich natürlich auch die Chan-
cen bei der Bewerbung um einenArbeits-
platz. Diese Komponente der sozialen
Ausgrenzung ist jedochstatistisch kaum
zu erfassen, weswegen auf die oben an-

geführte Definition, die sich am durch-
schnittlichen Haushaltseinkommenorien-
tiert, zurückgegriffen werden muß.

Danachleben, so derArmutsbericht des
Deutschen Gewerkschaftsbundes und des
Paritätischen Wohlfahrtsverbands?, im
Westen 7,5 %, im Osten 15 % und in Ge-



“ Röcht
samtdeutschland 9 % der Bevölkerungin
Armut. DerBerichtlegt dar, daß Kinder-
reichtum das größte Armutsrisiko dar-
stellt: 16 % der Haushalte mit zwei Kin-
dern und 42 % der Haushalte mit drei und
mehr Kindern sind mehrfach unterver-
sorgt. Die Schwierigkeiten, die mit einer
durch materielle Entbehrung geprägten
Kindheit und Jugendeinhergehen,liegen
auf der Hand. Wie kann es angehen, daß

in einem der reichsten Länder der Welt
parallel zum Anstieg des Reichtumsdie
Zahl der Personen zunimmt,die ihr Aus-
kommennicht ohnestaatliche Hilfe fri-

sten können? :

Ein Blick auf die Vermögensverteilung
in der BRD beantwortet diese Frage: Die
oberen 10 % der Gesellschaft besitzen
rund 50 % des Gesamtvermögensin der
BRD, die unteren 50 % verfügen über
10 % des Gesamtvermögens, die unter-
sten 10 % gerade mal über 1 %.* Wer be-
hauptet, diese Vermögensverteilung ent-
spräche dem Leistungsgefälle in der
BRD,vertritt einen abstrusen Leistungs-
begriff. So plakativ es klingen mag, die
Reichen werden immerreicher, die Ar-
men immer ärmer. Unter der Regierung
Kohlging die vor allem höhere Einkom-
men belastende Einkommenssteuer und
die Unternehmenssteuererheblich zu-
rück, während die vor allem die breiten
EinkommensbezieherInnen und Konsu-
mentInnen belastenden Lohn-, Umsatz-
und Verbrauchssteuern an Gewicht ge-
wannen.’ Es findet also eine Umvertei-
lung von unten nach obenstatt, deren lo-
gische Konsequenz eine ZunahmederAr-
mutist.° Wenn dieser Entwicklungnicht
entgegengewirkt wird, wird es zu einer
sozialen Segmentierung der Gesellschaft
kommen: Slumbildungeneinerseits und
Wohlstandsfestungen andererseits, die
Sicherheitsindustrie kann sich an einer
Zunahme armutsbedingter Kriminalität

eine goldene Nase verdienen.

Die Mißbrauchsdebatte

Mitten in diese sich anbahnendesoziale
Katastrophehinein werfen PolitikerInnen
und VertreterInnen der Medien harte Vor-
würfe gegen die sozial Schwachen. An-
hand der Debatte um den Mißbrauch von
staatlichen Fürsorgeleistungen, insbeson-
dere der Sozialhilfe, soll vorgeführt wer-

den, wie mit dem Thema Armut in der
Öffentlichkeit umgegangen wird:

Bei den Verhandlungen zum Solidar-
pakt 1993 sprach Bundeskanzler Helmut
Kohl (CDU) vom „Wildwuchsder Sozi-

alleistungen“”. DieserAusspruch vermit-

telt den Eindruck, staatliche Fürsorge-

leistungen wucherten wie Unkraut vor

sich hin, und die Fürsorgeempfänger-
Innen machtensich mit den Geld vom So-
zialamt ein gemütliches Lebenin derso-
zialen Hängematte. Wenn knappeÖffent-
liche Kassen die politische Führung in
Schwierigkeiten bringen, wird gerne mit

diesem Klischee operiert. So behauptete
in der Debatte um den US-Haushalt 1995

eine Abgeordnete aus Florida, Sozialhil-
fe sei „wie das Füttern von Krokodilen,

die nie genug kriegen könnten‘*.
In der Tat sind die Kosten der Sozial-

hilfe von 27 Mrd. DM im Jahre 1987 auf

48 Mrd. DM im Jahre 1993 angestiegen.
Die Sozialhilfeist in Hilfe in besonderen

Lebenslagen (Krankenhilfe, Eingliede-
rung Behinderter, Hilfe zur Pflege) und
Hilfe zum Lebensunterhalt untergliedert.
Dabei machte 1993 die Hilfe in besonde-

ren Lebenslagen, also vorwiegendPfle-
gekosten, die zur Zeit noch nicht von der

Pflegeversicherung getragen werden,mit
rund 59 % die Masse der Kosten der So-

zialhilfe aus?. Bei pflegebedürftigen und
behinderten Hilfeempfängern kann wohl
kaum von „WildwuchsderSozialleistun-

gen“, „Mißbrauch“ und „Arbeitsscheu“

gesprochen werden. Die Vorwürfe kön-
nen sich nur auf die Hilfe zum Lebens-

unterhalt beziehen. Diese macht mit 17,1

Mrd. rund 3,5 % des Bundeshaushalts

aus. 35 % der BezieherInnen der Hilfe

zum Lebensunterhalt sind Kinder und Ju-

gendliche unter achtzehn Jahren, 6 %

RentnerInnen und 18 % Alleinerziehen-

de, also insgesamt 59 %, die sich mit Si-

cherheit nicht aus Faulheit in der „so-

zialen Hängematte ausruhen“. Lediglich
bei den hier verbleibenden 41 % (=

500.000) der EmpfängerlInnenist Ar-
beitslosigkeit die Hauptursache des
Bezuges. Gerade diese Gruppeverläßt
die Sozialhilfe aber wieder am

schnellsten, wie die Bremer Lang-

zeitstudie „Sozialhilfekarrieren“!®

gezeigt hat. Nur Arbeitslose mit
Mehrfachbelastung etwa durch
Krankheit oder familäre Proble-

mebleiben häufig längerin der
Sozialhilfe. Hinzu

kommt noch, daß die

Sozialhilfe als „Hänge-

matte‘“ so unattraktiv

ist, daß etwa 30-50 %

der ansich Hilfeberech-

tigten wohloft aus Scham die Hilfe nicht
in Anspruch nehmen. Angesichts dieser
Tatsachen wird das Gerede vom „Wild-

wuchs“ und „Mißbrauch“ zu einerhalt-

losen und zynischen Diskriminierung der
Betroffenen.

„Sozialkriminalität“

Das Kesseltreiben gegen Sozialhilfeemp-
fängergipfelt in pauschalen Mißbrauchs-
vorwürfen, von „Sozialschmarotzern“,

Sozialkriminalität‘ und „Sozialbetrug‘ist

die Rede. Die sprachliche Parallele zur
Asylkampagne („Asylschmarotzer“,
„Asylbetrüger‘) sticht dabei ins Auge.
Leute, die einer Arbeit nachgehen könn-
ter, jedoch lieber von der Stütze leben

und Leute, die mit falschen Angaben

mehr Geld vom Sozialamt abholen, als
ihneneigentlich zustünde, bevölkern die
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BRD scheinbar außerordentlich zahl-
reich. Natürlich werden die Sozialämter
teilweise betrogen — genauso wie die Fi-
nanzämter, wobeies sich hier im Gegen-
satz zum Sozialamt um astronomisch
hohe Summen handeln dürfte. Man muß
sich nur einmal vorstellen, was los wäre,

wenneine Sozialberatungsstelle eine Bro-
schüre zum Thema„So zocken Sie mehr

Knete vom Sozialamt ab“ herausgeben
würde. Hochglanzbroschüren mit Tips
zureffektiveren Steuerhinterziehunghin-
gegen erregen wenigAufsehen, und Ban-
ken sind ihren Kundenbei der Verlage-
rung ihres Kapitals auf Nummernkonten
in Luxemburgbehilflich - eine Selbstver-
ständlichkeit. Ganz offensichtlich wird
also hier mit zweierlei Maß gemessen.
Die Sozialhilfekampagne suggeriert,

die Betroffenen seien alle an ihrem
Schicksalselbst schuld, die Zunahmeder

Sozialhilfekosten hänge nicht mit wach-
sender Armut, sondern mit ausuferndem

Mißbrauch zusammen, die Zunahme der

Zahl der Sozialhilfeempfängersei nicht
Folge der prekären Arbeitsmarktsituation,

sondern durch „Frei-

zZ

  

     

   

 

  

        

     
  
  

  
  
  

   

Si2) u
r

  

 

  

 

   

B
C

a
.
W
e

a
s

nes: Z: Zahn, G: Gingiva, A: Alveolarknochen,

D: Desmodont, Z: Zement.

zeitpark“-Mentalität bedingt.
Das soziale Netz wird von unten an-

geknabbert. Seit dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zur Steuerfrei-
stellung des Existenzminimums!! ent-
wickelt das Finanzministerium ein auf-
fälliges Interesse an der Kürzung der
Sozialhilfe. Der Grund dafür liegt auf der
Hand. Da sich das Existenzminimum an
den Regelsätzen der Sozialhilfe orientiert,

verringern sich mit sinkendenSozialhilfe-
sätzen nicht nur die Ausgaben, sondern

es kann auch weiter nach unten besteuert
werden.

Wer Mißbrauch und Sozialhilfe stän-
dig in einem Atemzug nennt, ohne dar-
auf hinzuweisen, daß es Mißbrauch in
allen gesellschaftlichen Schichten gibt, in
viel größerem finanziellen Umfangnatür-
lich bei denen, die gut betucht sind, be-
treibt eine’Stigmatisierung der Sozialhil-
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feempfänger. Auf Dauer geht damiteine
Identifizierung von Bedürftigen und
Schmarotzern einher, wie es bei den Asyl-

bewerbern bereits geschehenist, zudem
wird die Hilfsbereitscheift gegenüber
Benachteiligten dadurch disqualifiziert.

Lohnabstandsgebot

Ein weitererpolitischer Dauerbrennerist
das sogenannte Lohnabstandsgebot: „Es
gibt Leute, die holen beim Sozialamt

mehrherausals bei ihrem Job“, so Gün-

ter Rexrodt (FDP) 1994, „der arbeiten-

den Bevölkerung in der BRD muß end-
lich das Gefühl vermittelt werden, daß
sich Arbeit wieder lohnt‘, so Theo Waigel
(CSU) ebenfalls 1994. Wozu nocharbei-

ten gehen, wenn dabei unwesentlich mehr
rausspringt als beim Sozialamt? Grund-
sätzlich stellt sich die Frage, ob die So-

zialhilfesätze überhaupt nach der Höhe
des Lohnniveaus bemessen werden dür-
fen. Schließlich soll die Sozialhilfe die
Führung eines Lebens ermöglichen, das
der Würde des Menschenentspricht($ 1

Bundessozialhilfegesetz, BSHG). Wie-
viel Geld aber für ein menschenwürdiges
Leben notwendig ist, kann nicht vom
Lohnniveau abhängen. Im Zweifel sind
nicht die Sozialhilfesätze zu hoch, son-
dern die Löhne zu niedrig. Auch wenn
man sich der Forderung nach Lohnab-
stand öffnet, sehen die Tatsachen anders
aus, als die oben genannten Politiker sug-
gerieren. Bei Alleinstehendenbeträgtder
Sozialhilfesatzje nach Bundeslandinklu-
sive Bekleidungspauschale und Heizko-
sten rund 610 DM pro Monat, zuzüglich

Kostenerstattung der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete. Wenn eine Verkäuferin,die
mit einem Bruttoeinkommen von 2.860
DM über die Runden kommen muß, 800

Mark Mietezahlt, bleiben ihr etwa 1.200

Mark zum Leben!?. Es ergibtsich also ein
Lohnabstand von rund 600 Mark, derals
Arbeitsmotivation ausreichensollte. An-
ders sieht es auf den ersten Blick beim
Vergleich von Familien aus, da sich die
Sozialhilfe nach der Anzahl der Haus-
haltsmitglieder bemißt, der Lohn jedoch

nicht. Hier kann der Abstand zwischen
LohnundSozialhilfe aufden ersten Blick
in der Tat auf einen geringen Betrag zu-
sammenschrumpfen. Allerdings erhält ein
Lohnempfänger durch die Kindergeld-
reform 1996 pro Kind DM 200 Kinder-
geld, das einer Familie, die von Sozial-
hilfe lebt, nicht zusteht. Gemäß dem
Reformentwurf des Bundesministers für
Gesundheit Horst Seehofer (CSU) zur

Novellierung der Sozialhilfe muß die
Sozialhilfe für eine Familie mit drei Kin-
dern inklusive Kosten für Heizung und

Unterkunft um 15 % unter denerzielten
monatlichen durchschnittlichen Netto-
arbeitsentgelten unterer Lohngruppen
zuzüglich Kindergeld und Wohngeld in
einer entsprechenden Haushaltsgemein-

schaft mit einem alleinerziehenden Voll-

zeitbeschäftigten bleiben ($ 22 Abs. 3

BSHG). Grundlage der Abstandsbemes-
sung ist also der Nettolohn. Ein Arbeit-
nehmer unterer Lohngruppenerhält aber
nicht nur einen Nettolohn, sondern er-

wirbt mit seinen Sozialversicherungsbei-
trägen sowie mit den für ihn gezahlten
Arbeitgeberbeiträgen gleichzeitig Versi-
cherungsansprüchegegendie gesetzliche
Krankenversicherung, die Arbeitslosen-
versicherung,die gesetzliche Rentenver-
sicherung und die Pflegeversicherung,
wasbei einem Sozialhilfeempfänger nicht
der Fall ist. Somit wird durch diese For-
mulierung des Referentenentwurfs nicht
etwa ein 15prozentiges, sondern ein etwa
35-40 % betragendes Lohnabstandsgebot
erreicht'?. Berücksichtigt man diese durch
Sozialversicherungsbeiträge erworbenen
Ansprüche, so ist bei Familien und bei
Alleinstehenden erst recht ein ausreichen-
der Lohnabstand gewährleistet.

Sozialstaat und Wirtschafts-
standort

Die Kampagnegegendie sozial Schwa-
chen ist nur im Zusammenhang mit der
Debatte um den Wirtschaftsstandort
Deutschland zu verstehen. Meist werden
wachsende Kostendes Sozialstaats für die
Abnahme der Konkurrenzfähigkeit auf
dem Weltmarkt und damit für eine Zu-
nahme der Arbeitslosigkeit verantwort-
lich gemacht: Das Sozialbudgethabeei-
nen Anteil von einem Drittel am Brutto-
sozialprodukterreicht, folglich müßten
die Fürsorgeleistungen gekürzt werden.
Die Sozialkosten sind zwar absolut, ge-
nau wie das Bruttosozialprodukt, gestie-
gen, aber derAnteil des Sozialbudgets am
Bruttosozialproduktliegtseit 1980 unver-
ändert bei rund einem Drittel (1980:

32,5 %; 1993 34,0 %)'*, wobeiderleich-

te Anstieg in erster Linie damit zu erklä-
ren ist, daß die Kosten der Wiederverei-
nigung teilweise über die Sozialversiche-
rung finanziert werden. Außerdem ist der
Schluß von steigenden Sozialausgaben
auf die Notwendigkeit der Kürzung der
Sozialhilfe absurd. Die Ausgabenfür die
diskriminierte Gruppe der Empfänger von
Hilfe zum Lebensunterhalt betrugen 1993
rund 17,1 Mrd DM,d.h. gerade mal

1,6 % des gesamten Sozialbudgets’".
Durch Kürzungder Sozialhilfe läßt sich
das Sozialbudget also nicht verringern.
Den Hauptbatzen der Sozialausgaben
machtdie Rentenversicherungaus. Trotz-

dem wird beim Knabbern am Sozial-

system am liebsten unten, bei dem letz-
ten Sicherungssystem Sozialhilfe, ange-
setzt, weil sich hiergegen am wenigsten

Widerstand regt. Arme haben keine Lob-

by. Wenn es hoch kommt, erheben gera-
de einmalein paarcaritative Einrichtung
die Stimme für die sozial Schwachen.

Die Mißbrauchsdebatte ist ein Ablen-
kungsmanöver, das die Opfer zu Tätern

macht. Wenn das Armutsproblem in der

BRD angegangen werdensoll, dann muß
zuerst über den Reichtum in dieser Ge-
sellschaft geredet werden.
Manuel Braunstudiert Jura in Frei-

burg.

Anmerkungen:

Sozialbericht 1993.

ZEITv. 12.01.1995, FR v. 29.03.1995.

Hanesch 1994, 35ff.

Oeter, ZSR 94, 79.

Huster, FR v. 19.01.1993.

Huster, aaO.

FR v. 11.02.1993.

Frankfurter Allg. Zeitung v. 27.03.1995.

Sozialbericht 1993, 219.

0 Leibfried, FR v. 15.12.1994.

1 Bundesverfassungsgericht Neue Juristische

Wochenschrift 92, 3153.

12 FR v.30.03.1993.

13 Hauser ZSR 95, 386.
14 Sozialbericht 1993, 258.

15 Sozialbericht 1993, 219.

-
—
_
-
D
o
S
1
a
u
n
 
P
w
m
—

Literaturverzeichnis:

Borchert, Jürgen, Sozialstaat unter Druck,Zeit-

schriftfür Sozialreform (ZSR) 1994, 1 ff.

Bundesministerium für Arbeit und Sozialord-

nung, Sozialbericht 1993.

Hanesch, Walter, Armut in Deutschland, 1994.

Hauser, Richard, Sozialhilfenovelle, Lohnab-

standsgebot und Sozialversicherungsbeiträge,

ZSR 1995, 386 ff.

Huster, Ernst Ulrich, Unternehmen undSelbstän-

dige sind die Sieger im Verteilungskampf,
Frankfurter Rundschau (FR) v. 19.03.1993.

Leibfried, Stephan, Die vielen Gesichter der Ar-

mut, FR v. 15.12.1994.

Leisering/Leibfried, Mindestsicherung im Sozi-
alstaat, ZSR 1995, 325 ff.

Oeter, Ferdinand, Ausbruchaus der Diktatur des

Geldes, ZSR 1994, 69 ff.

FoR

    

  

   
   

Nr. 201, April

Feministische

Kritik an

Nachhaltigkeit

52S.,7DM

202/203, Mai
Herrschende

Nachhaltigkeit-

nachhaltige Herrschaft

Vorbereitungsreader zum

20. BUKO in Heidelberg

ca. 92S.,9 DM

Informatives in den Rubriken Kultur,

Ökologie und Rassismus;
Länderberichte, Termine u. v. m.  


